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Vorlage für die Sitzung der Gemeindevertretung der Ge-

meinde Probsteierhagen 

Der Entwurf des Feuerwehrbedarfsplanes wurde im Auftrag der Probsteierhagen von der 

Gemeindewehrführung in Abstimmung mit der für das Feuerwehrwesen zuständigen Verwal-

tung unter frühzeitiger Einbeziehung der Gemeindevertretung  aufgestellt und abgestimmt. 

Mit der Beschlussfassung des Feuerwehrbedarfsplans durch die Gemeindevertretung verfügt 

die Gemeinde  über eine Planungsgrundlage für das Feuerwehrwesen. Der Feuerwehrbe-

darfsplan sind alle 2 Jahre, spätestens beim Wechsel der Wehrführung der weiteren Ent-

wicklung der Gemeinde und den sich daraus ergebenden Auswirkungen für das Feuerwehr-

wesen anzupassen und entsprechend fortzuschreiben. In der Abschätzung der Gefahrenrisi-

ken der Gemeinde  ist der übliche Umfang der Technischen Hilfe durch die Feuerwehr ent-

halten. Besondere Risiken, die darüber hinaus zusätzliche Anforderungen an die Technische 

Hilfe stellen, sind im Feuerwehrbedarfsplan gesondert ausgewiesen. 

Der Gemeindevertretung  wird der Entwurf des Feuerwehrbedarfsplans mit folgenden Maß-

nahmen zur Beschlussfassung empfohlen: 

 Maßnahme 1: Zügiger Bau eines neuen Feuerwehrgerätehauses 

 Maßnahme 2: Anschaffung eines HLF10 bis zum Jahre 2023 

 Maßnahme 3: Anschaffung eines neuen Einsatzleitwagens bis zum Jahr 2024 

Die im Feuerwehrbedarfsplan ermittelte Sicherheitsbilanz ist mit dem Umsetzen der vorge-

schlagenen Maßnahmen ausgeglichen. 



 

Seite: 3 

Beschlussvorschlag 

Die Gemeindevertretung / die Ratsversammlung / das Stadtverordneten-Kollegium be-

schließt den vorgelegten Feuerwehrbedarfsplan und die zum Ausgleich der Sicherheitsbilanz 

erforderlichen Maßnahmen 

Beschreibung der Maßnahmen 

 

 

Der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister wird vorgeschlagen, mit der Gemeindewehrführung 

folgende Vereinbarung zu schließen: 

Formulierungsvorschlag Vereinbarung 
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1. Grafische Übersicht 
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2. Vorbemerkungen und rechtliche Einstufung 

Nach § 2 Brandschutzgesetz des Landes Schleswig-Holstein (BrSchG) haben die Gemein-

den als Selbstverwaltungsaufgabe zur Sicherstellung des abwehrenden Brandschutzes und 

der technischen Hilfe den örtlichen Verhältnissen angemessene leistungsfähige öffentliche 

Feuerwehren zu unterhalten. Ob die aufgestellten Feuerwehren angemessen leistungsfähig 

sind, muss jede Gemeinde nach den jeweiligen örtlichen Verhältnissen selbst prüfen. Dabei 

ist eine Abstimmung mit der Aufsichtsbehörde empfehlenswert. Zur Erleichterung der Beur-

teilung ist durch die Landesfeuerwehrschule und eine Arbeitsgruppe ein Muster für einen 

Feuerwehrbedarfsplan erarbeitet worden, der den Gemeinden als Angebot eine Hilfestellung 

für die Planung ihrer Feuerwehr geben soll. 

Bei dem Online-Tool zur Feuerwehrbedarfsplanung der Landesfeuerwehrschule handelt es 

sich um ein Modell, das den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten angepasst werden muss. 

Das Ermitteln der Risikoklassen ist bis zu 80.000 Einwohnerinnen und Einwohnern anwend-

bar. Dies entspricht dem Schwellenwert zum Einrichten einer Berufsfeuerwehr, deren Pla-

nungsgrößen in Teilen anderen Bewertungen unterliegen als denen, die für die Freiwillige 

Feuerwehr zugrunde liegen. 

Ein mit dem Online-Tool erstellter Feuerwehrbedarfsplan kann als Entscheidungsgrundlage 

für die verantwortlichen Gremien des Trägers des Feuerwehrwesens herangezogen werden. 

Da es sich um kommunale Selbstverwaltung handelt, kann die Erstellung eines Feuerwehr-

bedarfsplans nicht verpflichtend vorgegeben werden.  

Unter Berücksichtigung dieser Voraussetzungen ist ein in Zusammenarbeit mit der Feuer-

wehr aufgestellter Feuerwehrbedarfsplan als Hilfsmittel zur Ermittlung der Leistungsfähigkeit 

der Feuerwehr anzusehen. Die Ermittlung der erforderlichen Leistungsfähigkeit ist mit jeder 

geeigneten Methode möglich. 

 

Bei den in grauen Rahmen dargestellten Stichworten oder grau unterlegten Wörtern handelt 

es sich um Argumentationsbeispiele für eigene Formulierungen. 
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3. Einleitung 

Der Feuerwehrbedarfsplan dient als Entscheidungsgrundlage für die verantwortlichen Gre-

mien des Trägers des Feuerwehrwesens. 

Ziel der Feuerwehrbedarfsplanung ist es, auf den Grundlagen 

 des kritischen Wohnungsbrandes, 

 den dafür geltenden Bemessungswerten und 

 dem in Schleswig-Holstein angewandten Merkblatt zur Ermittlung notwendiger Feu-

erwehrfahrzeuge (Löschfahrzeuge) aufgrund von Risikoklassen (IM, 2009) 

den für eine leistungsfähige Feuerwehr erforderlichen Bedarf festzustellen. 

Verantwortlich für die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr ist als Träger des Feuerwehrwesens 

die Gemeinde (pflichtige Selbstverwaltungsangelegenheit der Gemeinde). Für die organisa-

torische und fachtechnische Einsatzbereitschaft der Feuerwehr trägt die Gemeindewehrfüh-

rung die Verantwortung. 

Die Vereinbarungen zwischen dem Träger des Feuerwehrwesens und der Gemeindewehr-

führung schaffen Planungs- und Handlungssicherheit in den jeweiligen Verantwortungsberei-

chen. 

Der Feuerwehrbedarfsplan wird auf der Grundlage einer fachlichen Risikobeschreibung er-

stellt. Als Planungsszenario wird der kritische Wohnungsbrand angenommen, dessen Ein-

trittswahrscheinlichkeit für alle Gemeinden in Schleswig-Holstein annähernd gleich hoch ein-

geschätzt wird. Das Ergebnis der fachlichen Risikobeschreibung kann aber auch die Definiti-

on spezieller Schutzziele ergeben. 

Auf der Grundlage der Risikobeschreibung der Gemeinde lassen sich aus dem Feuerwehr-

bedarfsplan die Sicherheitsbilanz, die erforderlichen Löschfahrzeuge und die feuerwehrtech-

nische Beladung (Einsatzmittel), die zeitliche und räumliche Erreichbarkeit im Einsatzgebiet 

oder der Ausrückebereiche (Hilfsfrist) sowie die notwendigen Funktionen (Einsatzkräfte) er-

mitteln. 

Aus dem Abgleich der Risikobeschreibung (Risikoklasse) mit den verfügbaren Einsatzmitteln 

(Fahrzeugpunktwerten) ergibt sich die Sicherheitsbilanz. 
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Um bei einem kritischen Wohnungsbrand die Menschenrettung durchzuführen und den 

Brand zu bekämpfen, müssen zeitgleich folgende Bemessungswerte erfüllt sein: 

 die Einsatzmittel (Löschfahrzeuge und feuerwehrtechnische Beladung) 

 die Eintreffzeit (Hilfsfrist) 

 die Funktionen (Einsatzkräfte). 

Die Gemeinden haben nach dem Brandschutzgesetz als Selbstverwaltungsaufgabe zum 

Sicherstellen des Abwehrenden Brandschutzes und der Technischen Hilfe eine den örtlichen 

Verhältnissen angemessene leistungsfähige Feuerwehr zu unterhalten. Nur bei Einsätzen, 

die durch das Einsatzstichwort erkennbar unterhalb des kritischen Wohnungsbrandes liegen, 

kann von der geltenden Anzahl an Einsatzkräften und den Einsatzmitteln abgewichen wer-

den. Allerdings ist die Hilfsfrist auch in diesen Fällen einzuhalten. 

Die aus der Feuerwehrbedarfsplanung ableitbaren Maßnahmen zum Ausgleich einer von 

den Sollwerten abweichenden Sicherheitsbilanz werden mit Hilfe der Stellschrauben aus der 

Handlungsmatrix (Anlage G2.5) geprüft, beurteilt und als Maßnahmen für den Entschei-

dungsvorschlag fachlich vorbereitet. 

Bei Veränderungen im Einsatzgebiet der Gemeindefeuerwehr (aber auch in den Ausrücke-

bereichen ihrer Ortsfeuerwehren) mit Auswirkungen auf die Sicherheitsbilanz und die daraus 

folgende Vereinbarung muss der Feuerwehrbedarfsplan in regelmäßigen Abständen fortge-

schrieben werden. 

Aus den Langzeitstudien des Sachversicherungsgeschäftes ist ersichtlich, dass sich der An-

teil der Feuer-Betriebsunterbrechungsversicherungen im Verhältnis zu den Feuer-

Sachversicherungen deutlich erhöht hat. Die Auswertung der Betriebsschließungen und 

Standortverlagerung infolge eines Schadenfeuers zeigt, dass ein sehr hoher Anteil der ge-

schädigten Betriebe ihre Produktion nicht oder nicht wieder an diesem Standort aufnimmt. 

Deshalb ist es im Interesse des Trägers der Feuerwehr, ortsansässige Betriebe durch eine 

leistungsfähige Feuerwehr zu schützen, Schadenfeuer durch schadenarme Einsatztaktiken 

zu begrenzen und damit die Betriebsunterbrechung zu minimieren. Die Leistungsfähigkeit 

der Feuerwehr trägt zur Standortsicherheit und somit zum Erhalt der Arbeitsplätze in der 

Gemeinde bei. 
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4. Detailbeschreibung der Gemeinde 

4.1. Gebietsbeschreibung 

Die Gemeinde Probsteierhagen eine ehrenamtlich verwaltete Gemeinde. Die Gemeinde ver-

fügt über drei Ortsteile:  Probsteierhagen,  Röbsdorf und Muxall, sowie über 5 Wohnplätze 

(Bokholt, Freienfelde, Schrevendorf, Trensahl und Wulfsdorf 

4.2. Geografische Lage 

Die Gemeinde Probsteierhagen liegt ca. 30 km nördlich der Kreisstadt Plön im Amt Probstei. 

Die Gemeinde grenzt an die Gemeinden Prasdorf, Passade, Schönkirchen, Broders-

dorf,Heikendorf(Amt Schrevenborn) und Dobersdorf (Amt Selent/Schlesen) Probsteierhagen 

liegt etwa 10 km nordöstlich von Kiel an der Bahnlinie von Kiel nach Schönberg an der Ost-

see. An das Gemeindegebiet grenzt der Passader See. Nördlich der Gemeinde verläuft die 

Bundesstraße 502 

4.3. Struktur der Gemeinde 

Die Gemeinde Probsteierhagen erstreckt sich über 15 km ² und hat ca. 2500 Einwohner. Das 

Bild der Gemeinde ist von der Landwirtschaft und Wald geprägt.  Es befinden sich einige 

Handwerksbetriebe und 2 Autohäuser in einem kleinen Gewerbegebiet, Darüberhinaus gibt 

es einen Lebensmittelladen, einen Bäckerei-Verkaufsladen  und 2 landwirtschaftliche Betrie-

be mit Direktvermarktung. Außerdem gibt es einen  Elektro und einen Blumenladen im Dorf-

kern , sowie Handwerksbetriebe im Randbereich , wie z.B. Heizung und Sanitär , sowie 2 

Dachdeckerbetriebe. Zum Dienstleistungssektor zählt dann noch je  eine Arzt-, Zahnarzt- 

und Tierarztpraxis, sowie eine Versicherungagentur und ein Architektenbüro. Zum Gaststät-

tengewerbe zählen ein traditionelles Restaurant, eine Pizzeria und ein Cafe. Das Restaurant 

und die Pizzeria können auch Saalbetrieb anbieten mit bis zu 100 Personen. 

4.4. Bevölkerung 

Die Risikobeschreibung geht davon aus, dass das Risiko in einer Gemeinde grundsätzlich 

von der Anzahl der Einwohnerinnen und Einwohner abhängt. Die der ermittelten Risikoklas-

se zugrunde gelegte Anzahl der Einwohnerinnen und Einwohner ist der Anlage A1 zu ent-

nehmen. Eine Erhöhung des Risikos erfolgt aufgrund der Art und Weise der Bebauung, der 

geografischen und topografischen Gegebenheiten, der Nutzung sowie sonstiger Gegeben-

heiten, die eine zusätzliche Gefährdung bedeuten können. 

Der Kernort der  Gemeinde Probsteierhagen hat derzeit 2100 Einwohner und  grenzt an den 

Stadtrand der Landeshauptstadt Kiel, somit ist Probsteierhagen als Pendler - Ort geprägt. In 

den letzten 20 Jahren wurden 2 Neubaugebiete fertiggestellt, ein weiteres ist aktuell im Auf-

bau befindlich. Zusätzlich sind noch 2 weitere Neubaugebiete in der Planung , sodass in den 

nächsten Jahren mit einer Gemeindebevölkerung  von bis zu  3050 Menschen  ausgegangen 

http://de.wikipedia.org/wiki/Kiel
http://de.wikipedia.org/wiki/Sch%C3%B6nberg_(Holstein)
http://de.wikipedia.org/wiki/Bundesstra%C3%9Fe_502
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werden muss. Darin befindet sich auch eine Einrichtung zum altersgerechten Wohnen, für 

die aktuell eine Baugenehmigung vorliegt.  

4.5. Bebauung 

Die Bebauung der Ortsteile ist maximal als Dreigeschossig einzustufen. Der Großteil der 

Gebäude ist als Einfamilien – oder Doppelhäuser anzutreffen. Im Ortsteil Probsteierhagen  

sind  Wohnblöcke zu finden. Gewerbetriebe sind hauptsächlich im Ortsteil Probsteierhagen 

angesiedelt.   Es sind viele alte Gebäude vorhanden, die zum Teil Reet – gedeckt sind  und 

unter Denkmalschutz stehen. Insbesondere in Muxall gibt es in der Ortsmitte einige reetge-

deckte Häuser, die relativ nahe zueinander stehen.   Größere  landwirtschaftliche Betriebe 

befinden sich in den kleineren Ortsteilen Muxall und Schrevendorf 

4.6  Bauliche Objekte besonderer Art und Nutzung 

4.6.1 Einrichtungen mit großen Menschenansammlungen 

Die Gemeinde Probsteierhagen verfügt über eine Grundschule  mit Nachmittagsbetreuung 

es sind aktuell 223 Schülerinnen und Schüler  in der Schule untergebracht. Hinzu kommt ein 

Personalstand von 30 Lehrkräften, Referendaren, Reinigungskräfte und Betreuer. Der sog. 

DRK- Kindergarten im Blomeweg  in Probsteierhagen ist voll belegt und beherbergt ca. 110? 

Kinder. Im aktuell im Aufbau befindlichen Neubaugebiet an der Schule ist ebenfalls ein Kin-

dergarten geplant mit bis zu 100 Kindern nebst Personal. Die angesiedelte Gastronomie ver-

fügt über Versammlungsräume mit einer Gesamtpersonenzahl von ca. 200 Personen, Das 

restaurierte Herrenhaus „Schloss Hagen“ wird sowohl für Veranstaltungen, wie Hochzeiten , 

vermietet, als auch für diverse Märkte im Umfeld genutzt. Insgesamt können hier einige 

Hundert Personen zusammen kommen.  In der restaurierten Kirche finden neben kirchlichen 

Veranstalten auch gelegentlich Konzerte statt. 

4.6.2  Gebäude mit hilfs- oder betreuungsbedürftigen Personen 

Hier ist noch mal der Kindergarten im Blomeweg zu nennen. Hinzu kommt in Kürze der im 

Bau befindliche Kindergarten an der Schule im Neubaugebiet.  Darüber hinaus liegt noch 

eine Baugenehmigung für ein betreutes Wohnen am oberen Friedhof vor 

4.6.3 Kultureinrichtungen und Denkmäler 

Hier sind besonders die Katharinen Kirche zu Probsteierhagen und das Herrenhaus hervor-

zuheben. Die  Kirche stammt aus dem 13. Jahrhundert und ist durch die exponierte Lage 

und die verwendeten Baumaterialien (Holzschindeln) besonders gefährdet. Sie liegt im Orts-

kern und ist umgeben von brandgefährdeten Gebäuden (Reetbedachung). Das Herrenhaus 
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Probsteierhagen ist 1649 erbaut worden und liegt eingebettet im „Schlosspark“. Es wurde vor 

einigen Jahren aufwändig resauriert. Im Gebäude selbst befindet sich die Arztpraxis und 

einige Wohnungen. Die Anleiterhöhe für die Wohnungen beträgt über 12m. 

4.6.4 Sonstige besondere Objekte 

Die Gemeinde Probsteierhagen hat 2 KFZ – Betriebe mit dazugehöriger Werkstatt, einen 

Einzelhandelsbetrieb im Ortskern, 2 Schlachter mit eigener Produktion sind vorhanden  und 

3 Gastronomiebetriebe.     Im Gewerbegebiet befinden sich ein Metallverarbeitender Be-

trieb, eine Tischlerei mit einer Werkstatt über 300m² sowie einer Holzlagerfläche und einem 

Spänebunker. Die Rettungswache Probsteierhagen ist hier ebenfalls angesiedelt und hat im 

Schichtbetrieb drei bis vier Fahrzeuge zur Verfügung. In direkter Nachbarschaft liegt ein Est-

richlegerbetrieb mit einer Lagerfläche über 150m². 

Im Ortskern sind mehrere zusammengeschlossenen Garagen vorhanden wobei eine Tiefga-

rage über 150m² besonders hervorzuheben ist. Diese liegt unter einem Wohngebäude mit 

mehreren Wohnungen. 

Die 4 größeren landwirtschaftliche Betriebe befinden sich in den Ortsteilen Schrevendorf und 

Muxall, es werden in einzelnen Betrieben bis zu 900t Getreide eingelagert hauptsächlich 

werden aber Milchkühe und Schweine gehalten. Hinzu  kommen noch kleinere landwirt-

schaftliche Betriebe, die im Nebenerwerb betrieben werden. Vielfach stellen ehemals land-

wirtschaftliche Betriebe ihre Hallen als Stellfläche für Wohnwagen und Boote zur Verfügung.  

Im Bereich der Hagener Au und in der Gemeindegebiet „Hagener Moor“ befinden sich aus-

gedehnte Wald – und Moorflächen. 

Direkt an die Ortsgrenze von Probsteierhagen stehen  Silos und Lagerhallen  der Raiffeisen - 

Hauptgenossenschaft, hiermit ist besonders im Sommer ein stark erhöhtes Verkehrsauf-

kommen landwirtschaftlicher Maschinen und Transporte gegeben. Ebenfalls wird vermehrt 

Gefahrgut, welches in der Landwirtschaft verwendet wird,  transportiert und gelagert.   

Kühlhäuser sind im Gemeindegebiet vorhanden.  Diese befinden sich zum einen beim 

Schlachtbetrieb ín Muxall als auch beim fleischverarbeitenden Betrieb in der Dorfstraße. 

Eine relativ große Anzahl an Privathäusern, als auch alle landwirtschaftlichen Betriebe haben 

in den letzten Jahren eine Photovoltaik-Anlage installiert.  Bei einem Brand kommen dadurch 

weitere Anforderungen auf die Einsatzkräfte hinzu. 

4.6.5  Industriebetriebe und –anlagen  

Sind nicht in nennenswerter Größe vorhanden 
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4.6.6 Besondere Gefahrenobjekte 

Die Landwirtschaftlichen Betriebe sind die größten Verbraucher von Gefahrgut . Neben 

Kunstdünger werden auch Pflanzenschutzmittel gelagert.  

Denkmalgeschützte Gebäude mit besonderer Brandlast sind vorhanden, wie die Kirche in 

Ortsmitte und das Herrenhaus „Schloss Hagen“. Neben der bereits erwähnten Tischlerei gibt 

es 2 Autohäuser. Eine große Anzahl an Betrieben, als auch Privathäusern verfügen über 

eine Photovoltaikanlage. Zudem wurden vor einigen Jahren die Überlandleitungen für die 

Hausanschlüsse unterirdisch verlegt. Das  hatte zur Folge, dass vermehrt Trafostationen 

aufgestellt wurden. 

4.6.7  Verkehrswege 

Die Gemeinde Probsteierhagen hat ein durchmischtes Verkehrsaufkommen. Durch den 

Neubau der B502 ist der Schwerlastverkehr und Kraftfahrzeugverkehr im direkten Ortgebiet 

reduziert worden.   Bundes-, Landes- Kreis und Gemeindestraßen sind im Gemeindegebiet 

vertreten, durch die Landwirtschaft und die Nähe zur Raiffeisen Genossenschaft steigt das 

Verkehrsaufkommen, besonders in den Erntemonaten erheblich an. Der größte Anteil an  

Schwerlastverkehr nimmt aber die B502.. 

Durch die Gemeinde Probsteierhagen verläuft die Hauptrute der Verkehrsbetriebe des Krei-

ses Plön mit erheblichem Personentransport. Die VKP bietet einen halbstündlichen Busver-

kehr in beide Richtungen an (ca 4 Busse pro Stunde). Es ist im schlimmsten Fall davon aus-

zu-gehen, dass jeder Bus mit ca. 100 Fahrgästen besetzt ist.  Zusätzlich wird die Grundschu-

le durch Schulbusse angefahren.  

Aktuell befindet sich die Trasse der Kiel-Schönberger Eisenbahn in der Wiederherstellung für 

einen regelmäßigen Personenverkehr. Die Aufnahme des regulären Zugverkehrs ist nach 

aktuellem Stand für 2022 geplant. Dann soll es pro Stunde einen Zug in jede Richtung ge-

ben, wobei die Begegnung der Züge  in Probsteierhagen geplant ist. Die Übergänge der 

Hauptstraßen soll durch Halbschranken gesichert werden und die Nebenwege durch Licht-

zeichenanlagen. Zusätzlich gibt es einige landwirtschaftliche Übergänge. Eine erhöhtes Risi-

ko ist mit der Aufnahme des Zugverkehrs verbunden und wird die Feuerwehr vor neue Auf-

gaben stellen. 

4.6.8 Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung in fast allen Bereichen der Gemeinde wird durch ein Hydran-

tennetz von derzeit 90 Hydranten gewährleistet. Zusätzlich gibt es noch 2 Feuerlöschteiche.  

Die Wartung und Pflege der Hydranten ist vor einigen Jahren dem Wasserbeschaffungsver-
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band Panker-Giekau übertragen worden. Reparaturen werden zeitnah umgesetzt. Die Über-

prüfung der Hydranten und Löschteiche wird jährlich durch die Feuerwehr durchgeführt.  

Schwierig hingegen ist die Löschwasserversorgung bei einigen Gehöften in Einzellage. Hier 

ist der Einsatz von wasserführenden Fahrzeugen erforderlich bzw es muss ein sogenannter 

langer Wasserweg aufgebaut werden.  

Im Waldgebiet „Hagener Moor“ gestaltet sich die Wasserversorgung schwierig. Im Scha-

densfall ist hier ein Pendelverkehr mit Wasserführenden Fahrzeugen einzurichten. 

4.6.9 Besondere Ver- und Entsorgungseinrichtungen 

Die Gemeinde verfügt über eine Kläranlage im Aussenbereich, die derzeit noch die 

Schmutzwassermenge der Gemeinde aufnimmt. Das gesamte Abwassersystem wurde an 

den ZVO Ostholstein übertragen. Aktuell wird angestrebt, die Kläranlage in Probsteierhagen 

für eine Kapazität von 8000 Menschen zu erweitern und die Klärmengen einiger Nachbarorte 

zu übernehmen. Die Zufuhr erfolgt dann über Druckleitungen. Dadurch können viele kleinere 

Kläranlagen in diesen Orten stillgelegt werden.  

Die Stromversorgung erfolgt größtenteils unterirdisch. Einige Masten sind noch vorhanden 

für die Versorgung von Anwesen in Einzellage. Durch die unterirdische Verlegung sind einige 

Trafostationen hinzugekommen.  

Relativ neu ist das Glasfasernetz in der Gemeinde. Der Hauptknotenpunkt befindet sich in 

der Ortsmitte, die kleineren Knotenpunkte in den Randlagen.  
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5 Gefährdungspotential 

5.6 Schutzzielbeschreibung 

Gesetzliche Aufgaben des Feuerwehrwesens sind das Bekämpfen von Bränden und der 

Schutz von Menschen, Tieren und Sachen vor Brandschäden als Abwehrender Brandschutz 

und die Technische Hilfe bei Not- und Unglücksfällen. Die Aufgaben des Vorbeugenden 

Brandschutzes, um Brände und Brandgefahren zu verhüten, sind nur mittelbar Gegenstand 

des Feuerwehrbedarfsplans. Die Pflicht zum Mitwirken im Katastrophenschutz hat keine 

Auswirkungen auf diesen Feuerwehrbedarfsplan. 

Das Schutzziel ist die Bewältigung des kritischen Wohnungsbrandes. Damit liegt ein typi-

sches Schadensszenario zugrunde, welches regelmäßig wiederkehrt und ein erhebliches 

Gefährdungspotential für das Leben oder die Gesundheit von Menschen darstellt. 

Daraus ergibt sich für den Einsatzverlauf die Reihenfolge 

 das Retten von Menschen, 

 das Schützen von Tieren, Sachwerten und der Umwelt sowie das 

 Verhindern der Schadensausbreitung. 

Bei einem Wohnungsbrand ist die zeitkritische Phase zunächst die Menschenrettung und 

anschließend die Brandbekämpfung. Hierbei werden folgende Zeiten zugrunde gelegt, die 

auf der so genannten O.R.B.I.T.-Studie (Porsche AG, 1978) beruhen: Die Erträglichkeits-

grenze bei einer Belastung durch Brandrauch beträgt ca. dreizehn Minuten, die Reanimati-

onsgrenze ca. siebzehn Minuten. Bis zu diesem Zeitpunkt sollte die Menschenrettung spä-

testens abgeschlossen sein. 

Zwar ist die O.R.B.I.T.-Studie in den vergangenen Jahren von verschiedenen Autoren wegen 

methodischer Mängel in Bezug auf die Hilfsfrist und das Standard-Szenario „kritischer Woh-

nungsbrand“ kritisiert worden (Ridder, 2013), (Barth, 2015); jedoch sind bisher zum Thema 

Hilfsfristen durch aktuelle Forschungsvorhaben noch keine konkreten Alternativen vorgelegt 

worden. Dies gilt insbesondere für kleine Ortsfeuerwehren, die den Großteil der schleswig-

holsteinischen Feuerwehren bilden. Weiterhin haben sich Hilfsfristen und Funktionsstärken in 

der Praxis als sinnvoll, machbar und verhältnismäßig etabliert (Stein, 2016). Am bestehen-

den System soll daher vorerst festgehalten werden.  
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5.7 Kritischer Wohnungsbrand 

Der kritische Wohnungsbrand unterstellt einen Brand im ersten Obergeschoss eines Gebäu-

des, in dem der Treppenraum als erster baulicher Rettungsweg verraucht ist und die Men-

schenrettung über Rettungsmittel der Feuerwehr als zweiten Rettungsweg erfolgen muss. 

Die häufigste Todesursache bei einem Wohnungsbrand ist die Vergiftung durch Kohlenmo-

noxid und andere toxische Verbrennungsprodukte. Nur etwa zehn Prozent der Todesopfer 

erliegen ihren Verbrennungen. Ergebnis der O.R.B.I.T.-Studie ist, dass für Opfer von Rauch-

gasvergiftungen eine Reanimationsgrenze von ca. siebzehn Minuten nach Brandausbruch 

gilt. Erfolgen bis zu diesem Zeitpunkt keine Rettung und keine lebensrettenden medizini-

schen Maßnahmen, sinkt die Überlebenswahrscheinlichkeit auf ein Minimum. 

Experimentelle Untersuchungen ergaben, dass bei Ausbruch eines Wohnungsbrandes nach 

achtzehn bis zwanzig Minuten die zur Brandbekämpfung eingesetzten Einsatzkräfte einem 

sehr hohen Risiko eines schlagartigen Durchzündens aller brennbaren Objekte im Brand-

raum (Raumdurchzündung) ausgesetzt sind. Mit dem Durchzünden verbindet sich ein enor-

mer Temperaturanstieg, der trotz persönlicher Schutzausrüstung die zur Menschenrettung 

eingesetzten Einsatzkräfte stark gefährdet. Während oder nach diesem Durchzünden ist ein 

Aufenthalt im Brandraum nicht mehr möglich. 
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5.8 Spezielle Gefährdungsabschätzung 

Der kritische Wohnungsbrand gilt als anerkannte Regel der Technik. Die Risikobeschreibung 

der Gemeinde kann im Ergebnis dazu führen, dass sich aus der Gefährdungsabschätzung 

weitere Schutzziele ergeben. 

Stichworte sind: prüfen, ob die für den kritischen Wohnungsbrand zugrunde ge-

legten Hilfsfristen, die Anzahl der Einsatzkräfte sowie die Ein-

satzmittel für die weiteren Schutzziele ausreichen oder dem neu 

definierten Schutzziel angepasst werden müssen 

5.9 Einsatzübersicht 

Die Gesamtübersicht über die Verteilung der Einsätze der Gemeindefeuerwehr auf die Ein-

satzbereiche Abwehrender Brandschutz, Technische Hilfe, Fehlalarme und Sonstige Einsät-

ze sind in der Anlage G3 beigefügt. Die Anzahl der jährlichen Einsätze selbst lässt keinen 

Rückschluss über die Eintrittswahrscheinlichkeit eines kritischen Wohnungsbrandes zu und 

entbindet den Träger der Feuerwehr nicht von der Verpflichtung, eine leistungsfähige Feuer-

wehr zu unterhalten. 

Die Anzahl der Einsätze der FF Probsteierhagen  beläuft sich rückblickend auf  jährlich zwi-

schen 35 und 60 Einsätze.  Das ist die normale Anzahl, sofern keine wetterbedingten Ex- 

tremlagen hinzukommen.  Ca. zweidrittel der Einsätze belaufen sich dabei auf technische 

Hilfe.   Eine besondere Bedeutung kommt der nachbarlichen Unterstützung der dortigen 

Feuerwehren zu. Die umliegenden Dörfer , mit Fahren , Passade Prasdorf und Tökendorf 

haben eine geringe Personalstärke und sind tagsüber nur bedingt einsatzfähig, sowohl bei 

der Brandbekämpfung, als auch bei technischer Hilfe.  

5.10 Risikoklasse 

Die Gefährdungsabschätzung einer Gemeinde wird durch die ermittelte Risikoklasse ausge-

drückt (Anlage A1). 

Für Ortsfeuerwehren mit einem eigenen Ausrückebereich werden die Risikopunkte nach der 

Anzahl der Einwohnerinnen und Einwohnern in dem Ausrückebereich und den dort befindli-

chen Risiken ermittelt. Die Risikoklassen der Ausrückebereiche der Ortsfeuerwehren sind 

aus den Anlagen A1 bis A7 ersichtlich. 
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6 Bemessungswerte 

Die Leistungsfähigkeit einer Feuerwehr wird danach beurteilt, ob die Bemessungswerte Ein-

satzmittel, Hilfsfrist und Einsatzkräfte zeitgleich erfüllt werden. Die nachfolgenden Grafiken 

veranschaulichen die wechselseitigen Abhängigkeiten zwischen den Bemessungswerten. Es 

ist nicht allein entscheidend, wie viele Einsatzkräfte innerhalb der Hilfsfrist mit wie vielen Ein-

satzmitteln an der Einsatzstelle sind, sondern ob die für den Einsatz erforderlichen Funktio-

nen (z.B. Einsatzleitung, Maschinist oder Einsatzkräfte mit Atemschutz) innerhalb der 

Hilfsfrist verfügbar sind. So steht der Einsatzerfolg auch in Frage, wenn ausreichend Funkti-

onen an der Einsatzstelle sind, aber die Hilfsfrist nicht eingehalten werden konnte. Bei der 

Anzahl der Einsatzkräfte, die die notwendigen Funktionen ausfüllen können, handelt es sich 

um die Mindestanzahl. 

6.6 Einsatzablauf kritischer Wohnungsbrand 

 

Der Umfang der Einsatzleitung ist nach der Feuerwehrdienstvorschrift FwDV 100 abhängig 

von der Gefahrenlage, dem Schadensereignis und den zu führenden Einheiten. Bei den all-

täglichen Einsätzen zur Gefahrenabwehr kann die Einsatzleiterin oder der Einsatzleiter (zum 

Beispiel die Gruppenführerin oder der Gruppenführer) in der Regel ohne Unterstützung 

durch weitere Führungskräfte und weiteres Führungsunterstützungspersonal die anstehen-

den Aufgaben erfüllen. 
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6.7 Sicherheitsbilanz 

Zusätzlich zu den Bemessungswerten als Voraussetzung für die Menschenrettung und 

Brandbekämpfung bei einem kritischen Wohnungsbrand werden die Risiken in einer Ge-

meinde und in den Ausrückbereichen nach dem in Schleswig-Holstein angewandten Merk-

blatt zur Ermittlung notwendiger Feuerwehrfahrzeuge (Löschfahrzeuge) aufgrund von Risi-

koklassen ermittelt (IM, 2009). Aus der Gegenüberstellung der ermittelten Risikoklasse und 

den in der Gemeinde oder den Ausrückebereichen verfügbaren Fahrzeugpunktwerten ergibt 

sich die Sicherheitsbilanz. 

Ausgeglichen ist eine Sicherheitsbilanz, wenn die Risikoklasse und die Summe der Fahr-

zeugpunkte im Wesentlichen übereinstimmen. Im Rechenmodell der zu ermittelnden Risiko-

klasse ist ein Abweichen von fünf Prozent der Risikopunkte zur nächst tieferen Risikoklasse 

eingerechnet. Die Differenz ist in der Anlage A2 ausgewiesen. Ist die Summe der Fahrzeug-

punkte größer als die der Risikoklasse, ist die Sicherheitsbilanz positiv. Ist die Summe der 

Fahrzeugpunkte kleiner als die der Risikoklasse ist die Sicherheitsbilanz negativ. 

Der Status des Ausrückebereichs einer Ortsfeuerwehr oder des Einsatzgebietes einer Ge-

meindefeuerwehr wird durch Ampeln dargestellt. Ist der Ausrückebereich einer Ortsfeuer-

wehr mit dem Status rot gekennzeichnet, ohne dass die Sicherheitsbilanz mit den Maßnah-

men der Handlungsmatrix als Stellschrauben ausgeglichen werden konnte, erhält auch das 

Einsatzgebiet der Gemeindefeuerwehr den Status rot. 

Trotz positiver oder ausgeglichener Sicherheitsbilanz kann der Ampelstatus für die Gemein-

defeuerwehr oder den Ausrückebereich einer Ortsfeuerwehr mit rot gekennzeichnet sein, 

wenn einer oder mehrere der Bemessungswerte nicht erfüllt sind. Für diese Fälle gibt es 

Prüfmöglichkeiten, mit welchen Stellschrauben und welchen zu treffenden Maßnahmen aus 

der Handlungsmatrix (Anlage G2.5) die Defizite ausgeglichen werden können. 

6.8 Einsatzmittel 

Als Mindestausstattung für die Ersteinsatzmaßnahmen zur Menschenrettung sind vier um-

luftunabhängige Atemschutzgeräte, Rettungsmittel je nach Geschosshöhe (eine vierteilige 

Steckleiter (Rettungshöhe bis acht Meter) oder eine dreiteilige Schiebleiter (Rettungshöhe 

bis ca. zwölf Meter bei Bauten bis zum 30. April 2009)), Geräte für die einfache Technische 

Hilfe und auf einem Löschfahrzeug mitgeführtes Löschwasser erforderlich. Zukünftig wird bei 

Neubauten und Rettungshöhen von über 8 m nicht mehr vom Einsatz tragbarer Leitern aus-

gegangen, dies gilt jedoch nicht für den Bestand. 

 



 

Seite: 21 

6.3.1 Risikoklasse 1 

In acht Minuten nach Alarmierung sollte mindestens ein TSF-W und innerhalb von dreizehn 

Minuten nach Alarmierung soll mindestens ein TSF an der Einsatzstelle eintreffen. 

In den Gemeinden, in denen das an der Einsatzstelle zuerst eintreffende Fahrzeug ein TSF 

ist, ist durch die Alarm- und Ausrückeordnung das Zufahren eines wasserführenden Lösch-

fahrzeuges vorzuplanen. 

6.3.2 Risikoklasse 2 

Bis ca. 7,0 m Rettungshöhe oder mit zweitem baulichen Rettungsweg 

In acht Minuten nach Alarmierung sollte mindestens ein TSF-W und innerhalb von dreizehn 

Minuten nach Alarmierung soll mindestens ein TSF an der Einsatzstelle eintreffen. 

In den Gemeinden, in denen das an der Einsatzstelle zuerst eintreffende Fahrzeug ein TSF 

ist, ist durch die Alarm- und Ausrückeordnung das Zufahren eines wasserführenden Lösch-

fahrzeuges vorzuplanen. 

Über ca. 7,0 m bis ca. 12,2 m Rettungshöhe bei fehlendem zweiten baulichen Ret-

tungsweg 

In acht Minuten nach Alarmierung soll mindestens ein LF 10 (bisher LF 8/6 oder LF 10/6) mit 

einer dreiteiligen Schiebleiter und innerhalb von dreizehn Minuten nach Alarmierung soll 

mindestens ein TSF an der Einsatzstelle eintreffen. 

In den Gemeinden, in denen das an der Einsatzstelle zuerst eintreffende Fahrzeug kein 

Löschfahrzeug mit einer dreiteiligen Schiebleiter ist, ist durch die Alarm- und Ausrückeord-

nung das Zufahren eines geeigneten Löschfahrzeugs vorzuplanen, um bei einer Rettungs-

höhe von mehr als ca. 7,0 Metern den zweiten Rettungsweg mit einer dreiteiligen Schieblei-

ter sicherzustellen. Innerhalb von dreizehn Minuten nach Alarmierung soll dann mindestens 

ein LF 10 an der Einsatzstelle eintreffen. 

Mit der Inkraftsetzung der überarbeiteten Landesbauordnung Schleswig-Holstein ab dem 01. 

Mai 2009 ist die dreiteilige Schiebleiter kein anerkanntes Rettungsmittel mehr. Dies bedeutet, 

dass bei Gebäuden deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt 

und bei denen die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder 

Stellen mehr als 8 m über der festgelegten Geländeoberfläche liegt, nur errichtet werden 

dürfen, wenn die Feuerwehr über die erforderlichen Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahr-

zeuge verfügt.  
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6.3.3 Ab der Risikoklasse 3  

Bis ca. 7,0 Meter Rettungshöhe oder mit zweitem baulichen Rettungsweg 

In acht Minuten nach Alarmierung soll mindestens ein TSF-W und innerhalb von dreizehn 

Minuten nach Alarmierung soll mindestens ein TSF an der Einsatzstelle eintreffen. 

Über ca. 7,0 Meter bis ca. 12,2 Meter Rettungshöhe bei fehlendem zweiten baulichen 

Rettungsweg 

In acht Minuten nach Alarmierung soll mindestens ein LF 10 (bisher LF 8/6 oder LF 10/6) mit 

einer dreiteiligen Schiebleiter und innerhalb von dreizehn Minuten nach Alarmierung soll 

mindestens ein TSF an der Einsatzstelle eintreffen. 

In den Gemeinden, in denen das an der Einsatzstelle zuerst eintreffende Fahrzeug kein 

Löschfahrzeug mit dreiteiliger Schiebleiter ist, ist durch die Alarm- und Ausrückeordnung das 

Zufahren eines geeigneten Löschfahrzeugs vorzuplanen, um bei einer Rettungshöhe von 

mehr als ca. 7,0 Metern den zweiten Rettungsweg mit einer dreiteiligen Schiebleiter sicher-

zustellen. Innerhalb von dreizehn Minuten nach Alarmierung soll dann mindestens ein LF 10 

an der Einsatzstelle eintreffen. 

Mit der Inkraftsetzung der überarbeiteten Landesbauordnung Schleswig-Holstein ab dem 01. 

Mai 2009 ist die dreiteilige Schiebleiter kein anerkanntes Rettungsmittel mehr. Dies bedeutet, 

dass bei Gebäuden deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt 

und bei denen die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder 

Stellen mehr als 8 m über der festgelegten Geländeoberfläche liegt, nur errichtet werden 

dürfen, wenn die Feuerwehr über die erforderlichen Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahr-

zeuge verfügt. 

Über ca. 12,2 Meter Rettungshöhe 

In acht Minuten nach Alarmierung sollen mindestens ein LF 10 (bisher LF 8/6 oder LF 10/6) 

und — sofern nicht ein zweiter baulicher Rettungsweg vorhanden ist — ein Hubrettungsfahr-

zeug an der Einsatzstelle eintreffen. Innerhalb von dreizehn Minuten nach Alarmierung soll 

mindestens ein TSF an der Einsatzstelle eintreffen. 

6.9 Hilfsfrist 

Die innerhalb eines Gemeindegebietes anzustrebende Hilfsfrist für die Feuerwehr in Schles-

wig-Holstein ist nicht im BrSchG direkt normiert, sondern im Organisationserlass Feuerweh-

ren (Organisation und Ausrüstung der freiwilligen Feuerwehren, Pflichtfeuerwehren und 

Werkfeuerwehren sowie die Laufbahnen und die Ausbildung ihrer Mitglieder, vom 7. Juli 

2009 (Amtsbl. Schl.-H. 2009 S. 700) zuletzt geändert durch Erlass des Innenministeriums 
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vom 10. Juni 2014 - IV 333 – 166.035.0 – (Amtsbl. Schl.-H. 2014 S. 472)) geregelt und be-

trägt 10 Minuten. Die Hilfsfrist ist die Zeit zwischen dem Absetzen des Notrufs und dem Ein-

treffen/Tätigwerden der Feuerwehr. Die Hilfsfrist unterteilt sich in die Gesprächs- und Dispo-

sitionszeit in der Feuerwehreinsatz- und Rettungsleitstelle, die Ausrückezeit nach Alarmie-

rung der Einsatzkräfte und die Anfahrtszeit. 

Diese Regelung ist bei allen an einer öffentlichen Verkehrsfläche gelegenen Einsatzorten 

und normalen Straßenverhältnissen einzuhalten. Von einer gesetzlichen Verankerung im 

Brandschutzgesetz selbst hatte der Normgeber abgesehen, um das „Ehrenamt Feuerwehr“ 

nicht in eine Situation zu bringen, dass gegen das Gesetz verstoßen wird, wenn bei einem 

Einsatz ggf. die Hilfsfrist nicht eingehalten werden kann. Es soll damit aber nicht die Mög-

lichkeit eröffnet werden, bewusst und planerisch von den zeitlichen Vorgaben abzuweichen 

und die Hilfsfrist „flexibel“ zu handhaben. 

Der Aktionsradius der Feuerwehr ist abhängig von der Ausrückezeit. Je länger die Zeitspan-

ne für die Ausrückezeit ist, desto kleiner wird der Aktionsradius. 

Die Aktionsradien geben die Umkreise vom Feuerwehrhaus aus an, die in acht (schwarz) 

oder dreizehn Minuten (grau) erreichbar sind (Anlage A 3.3 Druckansicht Google Maps). Alle 

Bereiche, die außerhalb dieser Aktionsradien liegen, sind für die Feuerwehr nicht innerhalb 

der Hilfsfrist erreichbar. Objekte, die nicht innerhalb der Hilfsfrist erreicht werden können, 

sind in einer besonderen Planung zu erfassen, ggf. gemeindeübergreifend. 

6.10 Einsatzkräfte  

Um eine erfolgreiche Menschenrettung bis spätestens zur siebzehnten Minute nach Brand-

ausbruch durchzuführen, müssen acht Minuten nach der Alarmierung neun Einsatzkräfte an 

der Einsatzstelle eintreffen. Diese Einsatzkräfte können bei einem kritischen Wohnungs-

brand ausschließlich die Menschenrettung über Rettungsmittel der Feuerwehr als zweiten 

Rettungsweg durchführen. Das vorgenommene wasserführende Strahlrohr ist für die Eigen-

sicherung des im Innenangriff tätigen Angriffstrupps erforderlich. Dieser Einsatz ist nur unter 

umluftunabhängigem Atemschutz möglich. Deshalb müssen vier Einsatzkräfte die Funktion 

„Atemschutzgeräteträger“ erfüllen. 

Dreizehn Minuten nach der Alarmierung müssen sechs weitere Einsatzkräfte an der Einsatz-

stelle verfügbar sein, die zur Brandbekämpfung eingesetzt werden und die Menschenrettung 

unterstützen können. Von den sechs weiteren Einsatzkräften müssen ebenfalls vier die 

Funktion „Atemschutzgeräteträger“ erfüllen (s. 11.3). 
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7  Organisation und Beschreibung der Ortsfeuerwehren. 

 –entfällt, es gibt keine Ortsfeuerwehren in der Gemeinde Probsteierhagen
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8.  Organisation der Gemeindefeuerwehr 

Die Gemeindefeuerwehr besteht aus der / den Ortsfeuerwehren, in der in der Einsatzabtei-

lung Anzahl aktive Führungs- und Einsatzkräfte verfügbar sind. Die Gemeindefeuerwehr hat 

Anzahl Jugendabteilungen mit Anzahl Jugendlichen. 

Stichworte sind: Anteil Frauen, Besetzung der Funktionen, körperliche Eignung 

Atemschutz abhängig von der Altersstruktur, genügend Führer-

scheininhaber, Führungskräfte, Ausbildungsstand, Übertritte 

aus den / der Jugendabteilung(en), Maßnahmen zur Personal-

gewinnung, Aufgaben innerhalb der Gemeinde, Brandsicher-

heitswachen, Brandschutzerziehung und -aufklärung, Mitwirken 

im vorbeugenden Brandschutz, Einnahmen aus gebührenpflich-

tigen Einsätzen und Tätigkeiten gegen Kostenerstattung, Höhe 

und Verteilung der Haushaltsmittel,  

7.6 Bemessungswerte Gemeindefeuerwehr 

Die Bewertung einer Gemeindefeuerwehr ergibt sich aus der Sicherheitsbilanz, den Ein-

satzmitteln, der Hilfsfrist sowie den Einsatzkräften. Die Grundlage dieser Bewertung bildet 

die Betrachtung der Ausrückebereiche. Werden in den Ausrückebereiche nicht alle Bemes-

sungswerte mit dem Ampelstatus grün bewertet, erhält die Gemeindefeuerwehr den Ampel-

status rot, und es muss mit Hilfe der Stellschrauben geprüft werden, welche Maßnahmen 

zum Ausgleich der Defizite auch gemeindeübergreifend möglich sind. 

Für die tatsächliche Beurteilung der Sicherheitsbilanz ist zusätzlich die Betrachtung der Be-

messungswerte Hilfsfrist, Einsatzkräfte und Einsatzmittel erforderlich, da sich aus dieser Ge-

samtschau erst die Leistungsfähigkeit der Gemeindefeuerwehr abschließend beurteilen lässt 

7.7 Sicherheitsbilanz 

Das Ergebnis aus dem Vergleich der ermittelten Risikoklasse und der Summe der in der 

Gemeindefeuerwehr verfügbaren Fahrzeugpunkte ist in der Anlage G2.1 als Ampelstatus 

mit der Bewertung rot (Defizit) oder grün (kein Defizit) dargestellt. 
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7.8 Einsatzmittel 

Die innerhalb der Hilfsfrist an der Einsatzstelle verfügbaren Einsatzmittel der Gemeindefeu-

erwehr werden in der Anlage G2.2 als Ampelstatus mit der Bewertung rot (Defizit) oder grün 

(kein Defizit) dargestellt.  

Für die Gemeinde Probsteierhagen steht die Ampel auf grün. Innerhalb der ersten 8 Minuten 

sind 130 Fahrzeugpunkte durch das neu angeschaffte HLF20 an der Einsatzstelle. Nach 13 

Minuten sind mit dem LF8/6 weitere 115 Fahrzeugpunkte an der Einsatzstelle. 

7.9 Hilfsfrist 

Die Aktionsradien im Einsatzgebiet der Gemeindefeuerwehr werden in der Anlage G2.3 

(Druckansicht Google Maps) als Ampelstatus mit der Bewertung rot (Defizit) oder grün (kein 

Defizit) dargestellt. 

Die Gemeinde Probsteierhagen ist eine große Flächengemeinde von ca 15 Km2   Größe. Der 

überwiegende Teil des Gemeindegebietes wird innerhalb der ersten 8 Minuten von den Ein-

satzkräften erreicht.  Dennoch gibt es einige Randbereiche, wo dieses nicht möglich ist. Die-

ses liegt zum einen an der Entfernung zum Feuerwehrgerätehaus im Blomeweg, aber auch 

zusätzlich an dem Zustand der Zufahrtswege. Dieses sind die Bereiche Muxall , hier beson-

ders Christinenthal, Teilbereiche von Wulfsdorf am Passader See , aber auch Teilbereiche 

von Röbsdorf mit Freienfelde. Nach Christinenthal führt ein Spurplattenweg, genauso wie zur 

sogenannten Ziegelei.  Ferner gibt es noch die Siedlung Moor, die zwar innerhalb des Berei-

ches liegt. Die Zufahrtsstraße ist aber eng und führt zunächst durch ein Waldgebiet, was die 

zügige Anfahrt erschweren wird.  

7.10 Einsatzkräfte 

Die innerhalb der Hilfsfrist an der Einsatzstelle verfügbaren Einsatzkräfte der Gemeindefeu-

erwehr werden in der Anlage G2.4 als Ampelstatus mit der Bewertung rot (Defizit) oder grün 

(kein Defizit) dargestellt. 

Für das Bewerten der Stärke der Einsatzabteilung und ihre Verteilung auf die für den kriti-

schen Wohnungsbrand erforderlichen Funktionen ist es notwendig, die Verfügbarkeit der 

Führungs- und Einsatzkräfte zu bewerten. In der Feuerwehr ist es üblich, dass Führungs- 

und Einsatzkräfte über die Qualifikation für mehrere Funktionen verfügen. Allerdings ist ent-

scheidend, welche Funktion im Einsatzfall wahrgenommen wird. Die Forderung des Arbeits-

marktes nach Mobilität führt dazu, dass die Verfügbarkeiten von Führungs- und Einsatzkräf-
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ten unterschiedlich sind. Deshalb wird wochentags in Tages- und Nachtverfügbarkeit unter-

schieden. 

Für die FF Probsteierhagen steht die Ampel auf grün. Es sind  sowohl nach 8, als auch nach 

13 Minuten genügend Einsatzkräfte inclusiv der Führungskräfte an der Einsatzstelle anwe-

send. 

7.11 Bewerten des Einsatzgebietes der Gemeindefeuerwehr 

Sofern die Defizite eines oder mehrerer der Bemessungswerte innerhalb des Einsatzgebie-

tes der Gemeindefeuerwehr nicht ausgeglichen werden können, ist zu prüfen, ob dies orga-

nisatorisch zwischen mehreren Trägern des Feuerwehrwesens möglich ist. Die nachfolgende 

Handlungsmatrix (Anlage G2.5) gibt Anhaltswerte dafür, welche Stellschrauben möglich und 

welche Maßnahmen zum Ausgleich einer defizitären Sicherheitsbilanz denkbar sind. Die 

tatsächlichen Möglichkeiten sind von den regionalen, fachlichen und organisatorischen Ge-

gebenheiten abhängig. 

Die Gesamtübersicht über die Verteilung der Einsätze der Gemeindefeuerwehr auf die Ein-

satzbereiche Abwehrender Brandschutz, Technische Hilfe, Fehlalarme und Sonstige Einsät-

ze sind in der Anlage G3 beigefügt. 

Die FF Probsteierhagen als Gemeindefeuerwehr muss eine Fläche von ca 15 km2   abde-

cken. Ein Großteil des Gemeindegebietes wird innerhalb der Hilfsfristen erreicht. Einige 

Randlagen und Einzelgehöfte können bedingt durch die Lage nicht erreicht werden. Die Pla-

nungen für einen neuen Standort am Neubaugebiet Trensahl laufen derzeit.  Dadurch wird 

die Abdeckung für die Gemeinde weiter verbessert. Eine Neubewertung sollte nach Inbe-

triebnahme des neuen Feuerwehrhauses am Trensahl durchgeführt werden.  
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8 Ergebnis 

Entweder Ausgleich der defizitären Sicherheitsbilanz innerhalb des Ein-

satzgebietes des Trägers des Feuerwehrwesens 

Oder Kein Ausgleich der defizitären Sicherheitsbilanz innerhalb des 

Einsatzgebietes des Trägers des Feuerwehrwesens 

Oder Ausgleich der defizitären Sicherheitsbilanz zwischen Trägern 

des Feuerwehrwesens 

8.6 Vorgeschlagene Maßnahmen zum Ausgleich der defizitären 

Sicherheitsbilanz 

Stichworte: Welche Stellschrauben und Maßnahmen sind geeignet, die 

defizitäre Sicherheitsbilanz auszugleichen? 

 

Vorgeschlagene Maßnahmen zum Ausgleich der defizitären Si-

cherheitsbilanz innerhalb des Einsatzgebietes des Trägers des 

Feuerwehrwesens. 

 

Vorschläge, sofern kein Ausgleich der defizitären Sicherheitsbi-

lanz innerhalb des Einsatzgebietes des Trägers des Feuer-

wehrwesens erreichbar ist. 
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9 Rechtliche Grundlagen 

Die Verpflichtungen der Gemeinde als Träger des Feuerwehrwesens mit den Aufgaben des 

Abwehrenden Brandschutzes und der Technischen Hilfe begründen sich in dem Gesetz über 

den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehren. 

Die Gemeinden haben als Träger des Feuerwehrwesens als pflichtige Selbstverwaltungs-

aufgabe für die Sicherstellung des Abwehrenden Brandschutzes und der Technischen Hilfe 

zu sorgen. Zur Erfüllung dieser Aufgaben haben sie leistungsfähige öffentliche Feuerwehren 

als gemeindliche Einrichtung zu unterhalten, Fernmelde- und Alarmierungseinrichtungen 

einzurichten sowie für eine ausreichende Löschwasserversorgung zu sorgen. Diese Pflichten 

bestehen nur im Rahmen der Leistungsfähigkeit der jeweiligen Gemeinde. 

Bei Verletzung einer der Gemeinde in diesem Aufgabenbereich obliegenden Pflichten durch 

das schuldhafte Handeln einer oder mehrerer bestimmter Personen, z. B. aus dem Bereich 

der freiwilligen Feuerwehr oder der Gemeinde, haftet die Gemeinde gemäß Artikel 34 GG in 

Verbindung mit § 839 BGB auch direkt gegenüber der Bürgerin oder dem Bürger, die oder 

der durch den Verstoß gegen die Amtspflicht gefährdet wird oder Schaden erleidet1. 

Das Nichteinhalten des Mindeststandards kann der Gemeinde als Organisationsverschulden 

angelastet werden. 

Um sicher zu stellen, dass die notwendigen Vorkehrungen getroffen sind, sollte von jeder 

Gemeinde anhand einer Gefahren- und Risikoanalyse ein nachvollziehbarer Feuerwehrbe-

darfsplan aufgestellt werden. Hierbei sind neben der Anzahl der Einwohnerinnen und Ein-

wohner und den Grundrisiken, zusätzliche Risiken aufgrund der Bebauung, Gewerbe, Indust-

rie usw. zu berücksichtigen (siehe auch Merkblatt zur Ermittlung notwendiger Feuerwehr-

fahrzeuge aufgrund von Risikoklassen (IM, 2009)). 

                                                

1
 Ist seine Behörde in sachlicher und personeller Hinsicht nicht so ausgestattet, dass sie ihren Pflich-

ten Dritten gegenüber (hier: § 2 BrSchG SH) nachkommen kann, so liegt – z. B. bei Nichteinhaltung 

von Mindeststandards – ein eine Haftung auslösender Organisationsmangel der Behörde auch ohne 

persönliches Verschulden des Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin vor. Auf mangelnde Zuweisung von 

Haushaltsmitteln und Personal kann die Behörde sich als Entschuldigungsgrund nicht berufen. Dies 

entschied der Bundesgerichtshof am 11. Januar 2007 (Az: III ZR 302/05) 
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10 Begriffsbestimmungen 

10.6 Anerkannte Regeln der Technik 

Die (allgemein) anerkannten Regeln der Technik sind Technikklauseln für den Entwurf und 

die Ausführung von baulichen Anlagen oder technischen Objekten (Buss, 2002). In der Eu-

ropäischen Norm EN 45020 werden die anerkannten Regeln der Technik wie folgt definiert: 

„1.5 Anerkannte Regel der Technik - technische Festlegung, die von einer Mehrheit reprä-

sentativer Fachleute als Wiedergabe des Standes der Technik angesehen wird.“ (CEN, 

2006).  

 

10.7 Ausrückebereich 

Der Ausrückebereich ist üblicherweise mit dem Gebiet des Gemeindeteils oder der Gemein-

de identisch, für den die Orts- oder Gemeindefeuerwehr aufgestellt wurde. Bei der Planung 

des Ausrückebereichs ist von einer Hilfsfrist von zehn Minuten (Ausrück- und Anmarschzeit 

von acht Minuten) auszugehen. Die Risikoklasse ermittelt sich aus der Anzahl der Einwohne-

rinnen und Einwohner und den Risiken im jeweiligen Ausrückebereich. 
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10.8 Begründung der erforderlichen Führungs- und Einsatzkräfte 

und ihre Funktionen  

10.8.8 für den kritischen Wohnungsbrand 

Aus der nachstehenden Übersicht ist die Verteilung der Führungs- und Einsatzkräfte sowie 

der für den Einsatz unbedingt erforderlichen Funktionen ersichtlich. Ohne Einsatzkräfte mit 

umluftunabhängigem Atemschutz ist weder die Menschenrettung noch die Brandbekämp-

fung möglich. 

 (Einsatzleitung) 

1. Funktion Einheitsführung 

Führen der taktischen Einheit 

Atemschutzüberwachung 

2. Funktion Maschinist und Fahrer 

Bedienen der Feuerlöschkreiselpumpe und der im Fahr-

zeug fest eingebauten Aggregate 

3. und 4. Funktion Angriffstrupp 

Menschenrettung unter Atemschutz über den Treppen-

raum mit dem 1. Rohr (Eigensicherung) 

5. und 6. Funktion Wassertrupp 

Im Bedarfsfall Menschenrettung über tragbare Leiter unter 

Atemschutz 

Herstellen der Wasserversorgung 

Sicherheitstrupp 

7. und 8. Funktion Schlauchtrupp 

Unterstützen bei der Menschenrettung 

Verlegen von Schlauchleitungen 

9. Funktion Melder 

Unterstützen bei der Menschenrettung 

Betreuen von Personen 

Übermitteln von Nachrichten 

Sonderaufgaben 
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10.8.9 für die eingeklemmte Person bei einem Verkehrsunfall 

1. Funktion Einheitsführung 

Führen der taktischen Einheit 

2. Funktion Maschinist und Fahrer 

Erstabsichern der Einsatzstelle 

Bedienen der im Fahrzeug fest eingebauten Aggregate 

3. und 4. Funktion Angriffstrupp 

Durchführen lebenserhaltender Sofortmaßnahmen 

Schaffen eines Erstzuganges 

5. und 6. Funktion Wassertrupp 

Sichern der Einsatzstelle gegen Gefahren 

Sicherstellen des zwei (drei)fachen Brandschutzes 

7. und 8. Funktion Schlauchtrupp 

Einrichten Geräteablageplatz und Gerätebereitstellen 

9. Funktion Melder 

Betreuen der verletzten Person 

Übermitteln von Meldungen 

Sonderaufgaben 

10.9 Bemessungswerte der Schutzzielbestimmung 

Qualitätskriterium ist, innerhalb welcher Zeit (Hilfsfrist) die Feuerwehr mit welcher Funktions-

stärke und welchen Einsatzmitteln am Einsatzort eintrifft. 

Der Träger des Feuerwehrwesens dokumentiert gegenüber den Einwohnerinnen und Ein-

wohnern mit der Festlegung der Bemessungswerte im Feuerwehrbedarfsplan die Leistungs-

fähigkeit der Feuerwehr. 

10.10 Bewertung der Technischen Hilfe 

Vergleichbar dem kritischen Wohnungsbrand als Standardbrand wird als Standard für die 

Technische Hilfe ein Verkehrsunfall mit einer eingeklemmten Person und austretenden Be-

triebs- und Kraftstoffen angenommen. Als Annahme gilt, dass die Standard-Anforderungen 
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für Einsätze zur Technischen Hilfe dann erfüllbar sind, wenn die Leistungsfähigkeit der Feu-

erwehr für den abwehrenden Brandschutz ausreichend ist. Dies schließt nicht aus, dass in 

Gemeinden Risikopotentiale vorhanden sind, die eine besondere Bewertung der Techni-

schen Hilfe erfordern. Dabei bedarf die Bewertung, inwieweit es sich bei der Technischen 

Hilfe tatsächlich um zeitkritische Einsätze handelt, einer besonderen Beachtung. 

10.11 Einsatzbereich 

Nach § 21 Abs. 4 BrSchG können den gemeindlichen Feuerwehren durch die Aufsichtsbe-

hörden zusätzliche Einsatzbereiche zugewiesen werden, wenn die Erfüllung der gesetzlichen 

Aufgaben in diesem Einsatzbereich durch die zuständige Feuerwehr nicht hinreichend ge-

währleistet ist oder solche nicht vorhanden sind. Damit erweitert sich das Einsatzgebiet oder 

der Ausrückbereich entsprechend. 

10.12 Einsatzgebiet 

Nach § 29 LVwG beschränkt sich die Zuständigkeit einer Behörde auf den räumlichen Wir-

kungsbereich oder auf die ihnen zugewiesenen Teile des räumlichen Wirkungsbereiches 

ihrer Träger. Diesen Grundsatz greift das BrSchG auf. Die Feuerwehr hat ihre Aufgaben in 

ihrem Einsatzgebiet wahrzunehmen (§ 6 Abs. 1 BrSchG, § 1 Abs. 1 der Mustersatzung für 

eine Gemeindefeuerwehr ohne oder mit Ortswehren). Das Einsatzgebiet der öffentlichen 

Feuerwehren (BF, FF, PF) ist mit dem Gebiet der Gemeinde (§ 5 GO) identisch (Mücke, 

2008). 

Auch für Ortswehren in Gemeindeteilen, die nach § 8 Abs. 2 BrSchG aufgestellt werden und 

zusammen die Gemeindefeuerwehr bilden, ist das Einsatzgebiet das gesamte Gemeindege-

biet. In diesem Gebiet leisten die Ortswehren keine gemeindeübergreifende Hilfe nach § 21 

BrSchG. 

10.13 Fachliche Verantwortlichkeit 

Die Ermittlung der Hilfsfrist und die Festlegung der Funktionsstärken ist das Ergebnis wis-

senschaftlicher, medizinischer und feuerwehrtaktischer Annahmen. Einer erfolgreichen Men-

schenrettung liegt zugrunde, dass die Erträglichkeitsgrenze eines Menschen im Brandrauch 

13 Minuten und die Reanimationsgrenze 17 Minuten beträgt. Nach 18 bis 20 Minuten besteht 

die Gefahr einer Rauchdurchzündung. Diese Zeiten bestimmen die Dauer der Hilfsfrist. 

Für die organisatorische, technische und personelle Einsatzbereitschaft der Feuerwehr ist 

die Wehrführung der Feuerwehr verantwortlich. Das Erstellen des Feuerwehrbedarfsplans 

verpflichtet die Wehrführung zu einer organisatorischen und fachlichen Sorgfaltspflicht. Feh-
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ler in der Feuerwehrbedarfsplanung haben unmittelbare Auswirkungen auf Leistungsfähigkeit 

der Feuerwehr und deren Gestaltung durch den Träger des Feuerwehrwesens. 

10.14 Hilfsfrist 

Vom Entstehen über das Entdecken bis zum Tätig werden der Feuerwehr gibt es einen all-

gemein anerkannten Zeitablauf, der aufgrund der Vielzahl möglicher Einflussfaktoren ledig-

lich Anhalts werte darstellt. Im Ergebnis stellt die Hilfsfrist eine anerkannte Regel der Technik 

dar, die einzuhalten ist. 

10.15 Möglichkeiten und Grenzen der Feuerwehrbedarfsplanung 

Aus der Feuerwehrbedarfsplanung ergeben sich die Anforderungen, die aus dem vorhande-

nen Risikopotential in der Gemeinde an die Feuerwehr gestellt werden. Aus der Gegenüber-

stellung der Leistungsfähigkeit der Feuerwehr ergibt sich die Sicherheitsbilanz, die im Ideal-

fall den Anforderungen entspricht und somit ausgeglichen wäre. Die Feuerwehrbedarfspla-

nung eröffnet der Gemeinde und ihrer Gemeindewehrführung aber auch einen gewissen 

Gestaltungsspielraum, die Sicherheitsbilanz zu gestalten und damit zu beeinflussen. Ist die 

Sicherheitsbilanz auch bei ausgeschöpftem Gestaltungsspielraum nicht ausgeglichen, ist es 

Aufgabe der Gemeindewehrführung, den Träger der Feuerwehr auf das Sicherheitsdefizit 

aufmerksam zu machen, damit der Träger des Feuerwehrwesens durch entsprechende Ent-

scheidungen die Leistungsfähigkeit herstellen kann. 
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10.16 Politische Verantwortlichkeit 

Das Festlegen des Schutzziels ist eine politische Entscheidung des Trägers des Feuerwehr-

wesens. Dies gilt auch für den Erreichungsgrad, in wie vielen Fällen der Einsätze das 

Schutzziel mit den erforderlichen Funktionsstärken innerhalb der Hilfsfrist eingehalten wer-

den soll. 

10.17 Zeitfolge vom Eintritt des Ereignisses bis zur Einsatzplanung 
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11 Rechtsgrundlagen 

11.6 Gesetze 

Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehren (Brandschutzgesetz – 

BrSchG) vom 10. Februar 1996 (GVOBl. Schl.-H. S. 200) zuletzt geändert durch LVO vom 

06. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 552) 

Rettungsdienstgesetz (RDG) vom 28. März 2017 (GVOBI. Schl.-H. S. 256) 

Gesetz über den Katastrophenschutz in Schleswig-Holstein (Landeskatastrophenschutzge-

setz – LKatSG) vom 10. Dezember 2000 (GVOBl. Schl.-H. S. 664), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 07. September 2016 (GVOBl. Schl.-H. S.796) 

Gesetz über den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe des Bundes (Zivilschutz- und Kata-

strophenhilfegesetz, ZSKG) vom 25. März 1997 (BGBl. I S. 726), zuletzt geändert durch Art. 

2 Nr. 1 vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S.2350) 

Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (12. BImSchV - 

Störfallverordnung) 

Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 22. Januar 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 6) zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. 

Juni 2016 (GVOBI. Schl.-H. S. 369) 

Landesverordnung über die Brandverhütungsschau (Brandschauverordnung - BrVSchauVO) 

vom 04. November 2008 (GVOBl. Schl.-H. II, Gl.Nr. 2131-2-5) zuletzt geändert durch LVO 

vom 16. März 2015 (GVOBI. Schl.-H. S. 96) 

11.7 Verordnungen (Auswahl) 

Landesverordnung über Feuerungsanlagen (Feuerungsanlagenverordnung - FeuVO) vom 

30. November 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 865), zuletzt geändert durch LVO vom 21. Novem-

ber 2014 (GVOBI. Schl.-H. S.377) 

Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Verkaufsstätten (Verkaufsstättenverord-

nung - VkVO) vom 8. Oktober 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 681), zuletzt geändert durch LVO 

vom 21. November 2014 (GVOBI. Schl.-H. S. 379) 

Landesverordnung zur Durchführung des Rettungsdienstes (DVO-RDG) vom 22. Oktober 

2013 
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Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Garagen (Garagenverordnung - GarVO) 

vom 30. November 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 873), zuletzt geändert durch LVO vom 21. No-

vember 2014 (GVOBI. Schl.-H. S. 377) 

Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Beherbergungsstätten (Beherbergungs-

stättenverordnung - BeVO -) vom 14. Oktober 2009 GS Schl.-H. II, GI. Nr. 2130-9-18, zuletzt 

geändert durch LVO vom 14. Mai 2014 (GVOBI. Schl.-H. S. 106) 

Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen an Schulen (Schulbaurichtlinie - SchulbauR), 

vom 18. August 2010 (Amtsbl. Schl.-H. Nr. 36 vom 06.09.2010 S. 641) 

Landesverordnung  über den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten (Versammlungs-

stättenverordnung - VStättVO) vom 11. September 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 245)  

Landesverordnung über Camping- und Wochenendplätze (Camping- und Wochenendplatz-

verordnung) vom 13. Juli 2010 (GVOBl. 2010, 522) 

Richtlinie über Anlagen, Bau, Betrieb und Einrichtung von Krankenhäusern (Krankenhaus-

richtlinie - KHR), in Anlehnung an den Erlass des Hessischen Ministers für Wirtschaft, Ver-

kehr und Landesentwicklung vom 25. Januar 1996 (St.Anz. Hessen 1996 Nr. 9 S. 704) 

Standardprogramm für Krankenhäuser in Schleswig-Holstein - Februar 2007 

Richtlinie über den Bau und Betrieb von Hochhäusern (Hochhausrichtlinie – HHR) vom 

17. August 2011 (Amtsbl. Schl.-H. 2011 S. 591), zuletzt geändert am 22. August 2016 

Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung entsprechend 

Technische Regel W 405 der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches (DVGW) 

vom Februar 2008 

Fahrerlaubnisverordnung, Anlage 5: Eignungsuntersuchung für Bewerber, aus: verkehrspor-

tal.de, Grunert + Tjardes Verkehrsportal.de GbR, Berlin, Februar 2008 
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11.8 Feuerwehrdienstvorschriften 

FwDV 1  Grundtätigkeiten Lösch- und Hilfeleistungseinsatz 

FwDV 2  Ausbildung der Freiwilligen Feuerwehren 

FwDV 3 Einheiten im Lösch- und Hilfeleistungseinsatz 

FwDV 7 Atemschutz 

FwDV 8 Tauchen 

FwDV 10 Tragbare Leitern 

FwDV 100  Führung und Leitung im Einsatz 

FwDV 500  Einheiten im ABC-Einsatz 

FwDV 810.3 Sprechfunkdienst 

Empfehlungen der AGBF (Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren)2 für Qua-

litätskriterien für die Bedarfsplanung von Feuerwehren in Städten (Schutzzieldefinition) vom 

16.September 1998, Fortschreibung vom 19. November 2015 

Landesfeuerwehrverband Baden-Württemberg „Hinweise zur Leistungsfähigkeit einer 

Gemeindefeuerwehr“, Arbeitskreis Feuerwehr in der Zukunft, 1997/1999 

Landesfeuerwehrverband Baden-Württemberg „Hinweise zur Leistungsfähigkeit der Feu-

erwehr“ des Landesfeuerwehrverbandes und des Innenministeriums mitgetragen von Städte-

tag, Gemeindetag, Landkreistag, Januar 2008 

vfdb-Richtlinie 05/01 „Elemente zur risikoangepassten Bemessung von Personal für die 

Brandbekämpfung bei öffentlichen Feuerwehren“, Januar 2007 

Deutsche Norm DIN 14095 „Feuerwehrpläne für bauliche Anlagen“, Normausschuss Feu-

erwehrwesen (FNFW) im DIN, Mai 2007 

Deutsche Norm DIN V 14011 „Begriffe aus dem Feuerwehrwesen“, Normausschuss Feuer-

wehrwesen (FNFW) im DIN, Juni 2010 

                                                

2
 Die AGBF ist die Dachorganisation der 100 Berufsfeuerwehren in Deutschland und das Beratungsgremium des 

Städtetages im Bund und in den Ländern. 



 

Seite: 39 

12 Quellen- und Literaturhinweise 

Barth, Uli, [Hrsg.]. 2015. Taktisch-Strategisch Innovativer Brandschutz auf Grundlage 

Risikobasierter Optimierung (TIBRO); TIBRO-Information 0 - 300. Wuppertal : s.n., 2015. 

Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.). 2015. Die Entwicklung des Haushaltsrechts: 

Das System der öffentlichen Haushalte. PDF-Dokument S. 20–21. [Online] 2015. 

www.bundesfinanzministerium.de. 

Buss, Harald. 2002. Der Sachverständige für Schäden an Gebäuden. S. 108. Stuttgart : 

Fraunhofer IRB Verlag, 2002. 

CEN. 2006. DIN EN 45020:2006 – Normung und damit zusammenhängende Tätigkeiten – 

Allgemeine Begriffe (ISO/IEC Guide 2:2004); dreisprachige Fassung EN 45020. 2006. 

Fischer, Ralf. 2011. Brandschutzbedarfsplan, Fehlerquellen und Spielräume bei der 

Schutzzielbestimmung. [Online] 2011. http://www.feuerwehr-

warburg.de/download/schutzziel.pdf. 

Gemeinde Handewitt. 2006. Brandschutzbedarfsplanung der Gemeinde Handewitt. 2006. 

Hagebölling, Dirk. 2003. Untersuchungen zur Organisation des Abwehrenden 

Brandschutzes mit Methoden des Operations Research. [Hrsg.] Vds – Schadensverhütung. 

2003. 

Hansestadt Lübeck. 2001. Feuerwehrbedarfsplan. 2001. 

IM, (Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein). 2009. Organisation und 

Ausrüstung der freiwilligen Feuerwehren, Pflichtfeuerwehren und Werkfeuerwehren sowie 

die Laufbahnen und die Ausbildung ihrer Mitglieder (Organisationserlass Feuerwehren - 

OrgFw). Erlass IV 333 - 166.035.0 vom 07.07.2009, gültig bis 31.07.2019, Amtsbl. SH 2009, 

700. 2009. 

Landesfeuerwehrverband Hessen. 2005. Hinweise und Empfehlungen zur Durchführung 

einer Feuerwehrbedarfs- und Entwicklungsplanung für die Städte und Gemeinden. [Online] 

03 2005. www.mtk112.de/downloads/LFV. 

Lülf, Uwe. 2006. Feuerwehrbedarfsplanung, Praxis Tipps auf der Basis der Erfahrung von 

75 Projekten (2000 bis 2006). [Online] 2006. http://www.rinke-

gruppe.de/kommunal/Florian_RINKE_FWBP.pdf. 

Mücke, Karl Heinz. 2008. Brandschutzgesetz Schleswig-Holstein, Kommentar. Wiesbaden : 

Kommunal- und Schulverlag, 2008. 

N.N. 2006. Nichtpolizeiliche Gefahrenabwehr: Bedarfsplanungen der Führungsstrukturen. 

FFZ Feuerwehr Fachzeitschrift. 2006, Bd. 10 und 11, S. 560 ff. 



 

Seite: 40 

Porsche AG. 1978. Feuerwehrsystem – O.R.B.I.T. Entwicklung eines Systems zur 

Optimierten Rettung, Brandbekämpfung mit Integrierter Technischer Hilfeleistung im Auftrag 

des Bundesministers für Forschung und Technologie, Forschungsbericht KT 7612. 1978. 

Ridder, Adrian. 2013. Methodische Ansätze zur datenbasiert-analytischen Risikobeurteilung 

zur strategischen Planung von Feuerwehren. [Hrsg.] Hochschule Magdeburg-Stendal und 

Otto-von-Guerike-Universität Magdeburg. [Tagungsband]. Magdeburg : s.n., 2013. 

Schröder, Hermann. 2008. Neue Hinweise zur Leistungsfähigkeit der Feuerwehr in Baden-

Württemberg. BrandSchutz, Deutsche Feuerwehrzeitung. 2008, 3, S. 184 ff. 

Stadt Brunsbüttel. 2004. Brandschutzbedarfsplan der Stadt Brunsbüttel. 2004. 

Stadt Flensburg. 2004. Brandschutzbedarfsplan der Stadt Flensburg. 2004. 

Stein, Jochen. 2016. Qualitätskriterien für die Feuerwehrbedarfsplanung in Städten. 

Brandschutz. 2016, Bd. 7, S. 525 ff. 

Wikipedia. 2011. [Online] Wikimedia Foundation Inc., San Francisco, CA 94107-8350, 

United States of America, 2011. http://de.wikipedia.org/wiki/Hauptseite. 

 


